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12. April 2019  

das Gespenst der Enteignung macht auf dem Immobilienmarkt 
die Runde. Grünen-Chef Robert Habeck sieht sie als mögliches 
Mittel, tausende Demonstranten fordern in Berlin die Rekom-
munalisierung von einst durch die Stadt verkauften Mietwoh-
nungen. Steigt ausgerechnet in der ehemaligen „Hauptstadt 
der DDR“ der Sozialismus aus seiner Gruft? Abseits von aller 
irrlichternden Ideologie möchte ich dem Parteivorsitzenden 
Habeck dringend den Erwerb eines Taschenrechners und ei-
nen Grundkurs in Wirtschaftslehre ans Herz legen. Beispiel 
Berlin: Für den Rückkauf von 190.000 Wohnungen müsste die 
notorisch klamme Stadt rund 30 Milliarden Euro auf den Tisch 
legen. Wie viele neue Wohnungen würde diese gewaltige In-
vestition schaffen? Nicht eine einzige! Wohnraum entsteht 
nun einmal nicht durch sozialistische Umverteilung, sondern 
schlicht und ergreifend durch bauen. Es ist eine betriebswirt-
schaftliche Binsenweisheit: Ein knappes Gut ist teuer, ein gro-
ßes Angebot drückt die Preise. Will ich bezahlbaren Wohn-
raum schaffen, muss ich – um es mit Horst Seehofer zu sagen 
– bauen, bauen, bauen. Für den Staat gibt es dafür zwei sinn-
volle Ansätze: 1. Er kann selbst zum Unternehmer werden und 
auf sozialen Wohnungsbau setzen. 2. Er kann für private Inves-
toren Anreize schaffen, die Bauprojekte im gewünschten Be-
reich attraktiv machen. Beide Wege haben ihre Vorzüge, beide 
Wege lassen sich hervorragend kombinieren. Der einzig fal-
sche Weg wäre es, sinnlos Steuergelder zu verbrennen und 
potenzielle Investoren mit dem Gespenst der Enteignung zu 
verschrecken 

Stichwort Ideologie, Stichwort „Grüne“: Die fundamentalisti-
sche Fraktion der Öko-Partei hat sich nun ein weiteres Ziel auf 
die Fahnen geschrieben. Ab dem Jahr 2030 sollen per Gesetz 
keine neuen Verbrennungsmotoren mehr zugelassen werden. 
Was Grünen-Fraktionschef Hofreiter als „großen Wurf“ feiert, 
ist wieder einmal die reine Lehre der Verbotspartei. Was nicht 
in den grünen Wertekanon passt, wird reglementiert, zu Tode 
besteuert oder eben einfach verboten. Neben der schon ge-
wohnten wirtschaftlichen Unvernunft sehe ich hier einen er-
schreckend autoritären Ansatz. Nachhaltiger Klimaschutz lässt 
sich nicht erreichen, indem man den Bürger maßregelt und 
mit immer neuen Verboten überzieht. Nachhaltigen Klima-
schutz erreicht man, in dem man die Menschen mitnimmt und 
ihnen attraktive Alternativen bietet. Wohl kaum jemand bläst 
aus tiefer innerer Überzeugung Abgase in die Luft – sobald es 

eine vollwertige, wirtschaftlich vertretbare Alternative zu Ben-
zin und Diesel gibt, ist der Verbrennungsmotor Geschichte. Es 
sei denn, er läuft mit CO2-freien bzw. CO2-neutralen Kraft-
stoffen. 

Eine offene, ideologiefreie Diskussion über alle Parteigrenzen 
hinweg gab es im Parlament bei einer Orientierungsdebatte 
über vorgeburtliche Bluttests zur Früherkennung des Down-
Syndroms. Eine der Kernfragen: Sollen diese Tests als Regel-
leistung von den Krankenkassen übernommen werden? Befür-
worter argumentieren, dass die bisher verwendete Fruchtwas-
seruntersuchung immer das Risiko einer Frühgeburt mit sich 
bringt. Die im Vergleich aufwändige und teure Diagnostik muss 
zudem im Regelfall selbst bezahlt werden. Ein geringeres me-
dizinisches Risiko und die soziale Komponente der für alle zu-
gänglichen kostenfreien Untersuchung sind nachvollziehbare 
Argumente für den Bluttest als Kassenleistung. Kritiker sehen 
allerdings ein ethisches Problem: Mit der frühzeitigen Erken-
nung von Trisomie befürchten sie eine steigende Zahl von El-
tern, die sich für einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden. 
Denkt man diese Entwicklung und die voranschreitenden Mög-
lichkeiten der medizinischen Diagnostik konsequent zu Ende, 
könnte es in der Tat zu einem ethischen Dammbruch kommen: 
Abtreibungen, weil das Kind nicht zu 100 % den eigenen Vor-
stellungen entspricht und nicht rundum perfekt ist? Ein beun-
ruhigender Gedanke. Als Parlament stehen wir in diesem Be-
reich erst am Anfang einer schwierigen Diskussion. Es gilt ge-
wichtige Argumente abzuwägen und mit großem Respekt vor 
anderen Meinungen zu diskutieren. Ich selbst würde mir beim 
derzeitigen Stand der Debatte jedenfalls nicht anmaßen, be-
reits eine Antwort auf alle Fragen zu haben. 

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den ich Ihnen 
und Euch in der Anlage übersende, stellt der Fraktionsvorsit-
zende Ralph Brinkhaus, MdB, ein Thema in den Vordergrund: 
Wohnraum entsteht durch Bauen. Nicht durch Enteignungen. 
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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 9. April 2019 
19. WP/ 31 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Wohnraum entsteht durch Bauen. Nicht durch Enteignungen. 

Seit einigen Jahren ist ein starker Zuzug in die Ballungsgebiete zu verzeich-

nen. Städte wie Hamburg, Frankfurt, München, Leipzig, Berlin und viele an-

dere Großstädte wachsen kräftig. Aber auch im ländlichen Raum sind bezahl-

bare Häuser und Wohnungen ein großes Thema. Deutschlands Bevölkerung 

wächst. Wohnungen werden knapp, die Mieten steigen. Wir alle merken, dass 

die Frage des bezahlbaren Wohnraums die neue soziale Frage ist.  

Wohnraum schafft man nicht durch Enteignungen. Durch Enteignungen ent-

steht nicht eine Mietwohnung zusätzlich, sondern im Gegenteil: Investoren 

werden abgeschreckt. Wir in der Union kennen den richtigen Ansatz: Bauen, 

bauen, bauen. Wir gründen unsere Baupolitik auf 4 Säulen: Erstens brauchen 

wir deutlich mehr Bauland. Zweitens müssen wir effizienter und schneller 

bauen können. Drittens benötigen wir genügend Finanzmittel für Bauvorha-

ben. Und viertens darf der ordnungspolitische Rahmen, das Mietrecht, keine 

unverhältnismäßigen Hürden aufbauen, die eine Bautätigkeit verhindern. In 

diesem Sinne hat die Projektgruppe Wohnen unter Leitung von Ulrich Lange 

und intensiver Mitarbeit vieler Abgeordneter zahlreiche Ideen entwickelt, die 

wir in den kommenden Wochen nach und nach vorstellen. 

Ralph Brinkhaus MdB 
Vorsitzender 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

fraktion@cducsu.de 
www.cducsu.de 
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Bauland werden wir nur gewinnen, wenn auch die Länder und Kommunen 

mitwirken. Ein Musterbeispiel ist das Land Berlin. Wenn man das Tempel-

hofer Feld mit rund 300 ha mitten in der Stadt brach liegen lässt, muss man 

sich nicht wundern, wenn die Menschen mangels Wohnraum auf die Straße 

gehen. 

Auf europäischer Bühne geht es Mitte der Woche auf dem Europäischen Rat 

beim Brexit in die nächste Runde. Es ist unser Grundanliegen, einen harten 

Brexit zu vermeiden und einen regelbasierten Austritt des Vereinigten König-

reichs zu realisieren. Allerdings gehören zu einer Vereinbarung immer zwei 

Seiten, wir warten weiterhin auf belastbare Vorschläge von britischer Seite. 

II. Die Woche im Parlament 

Vereinbarte Debatte zu vorgeburtlichen Bluttests. Wir beraten in einer ver-

einbarten Orientierungsdebatte die Frage, ob und inwieweit die Kosten neuer 

Diagnosemöglichkeiten zur Früherkennung des Downsyndroms durch die 

Krankenkassen übernommen werden sollen. Es ist eine schwierige ethische 

Herausforderung – zwar ist ein Bluttest deutlich risikoärmer als die bisher 

eingesetzte Fruchtwasseruntersuchung. Gleichzeitig wird damit gerechnet, 

dass eine leichtere Verfügbarkeit einer Untersuchung zu einer zunehmenden 

Selbstverständlichkeit von Schwangerschaftsabbrüchen bei Kindern mit 

Downsyndrom führen wird. In der Debatte wollen wir die nötige gesellschaft-

liche, sozialethische und politische Klärung voranbringen. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 

Nationen in Mali (MINUSMA). Seit 2013 beteiligt sich die Bundeswehr an 

dem Einsatz der Vereinten Nationen zur Stabilisierung der Lage in Mali. Dieser 

Einsatz spielt eine wichtige Rolle weit über den Staat Mali hinaus, er trägt zu 

einer Befriedung der Sahel-Region an sich bei. Die Obergrenze bleibt auf bis zu 

1.100 Soldaten festgelegt. Mit einer Befriedung und einer Unterstützung der 

Aussöhnung in Mali geht auch ein Beitrag zum Schutz für Zivilpersonen ein-

her. Der Einsatz erlaubt einen Wiederaufbau des malischen Sicherheitsappa-

rats und die Herstellung der staatlichen Autorität im ganzen Land. Dies ist ein 

wichtiger Beitrag im Kampf gegen den internationalen Terrorismus, dem so 

seine Rückzugsräume genommen werden. Wir beraten den Antrag der Bun-

desregierung, die Beteiligung der Bundeswehr hierbei um ein weiteres Jahr bis 

zum 31. Mai 2020 zu verlängern.  

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der 
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malischen Streitkräfte (EUTM Mali). Als Ergänzung des VN-Einsatzes MI-

NUSMA, für den die Bundeswehr bis zu 1.100 Soldaten stellen soll, beantragt 

die Bundesregierung auch eine Fortsetzung der deutschen Beteiligung an dem 

zeitgleich in Mali laufenden EU-Mandat zur Ausbildung der malischen Streit-

kräfte bis zum 31. Mai 2020. Neben der Bundeswehr, die bis zu 350 Soldaten 

für diese Mission stellen soll, sind weitere 23 Nationen eingebunden. Dieser 

Einsatz trägt nachhaltig zur Verbesserung der Fähigkeiten der malischen Si-

cherheitskräfte, und damit zur dauerhaften Befriedung der Region bei. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

durch die Europäische Union geführten EU NAVFOR Somalia Operation 

Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie vor der Küste Somalias. Wir bera-

ten den Antrag der Bundesregierung auf eine Fortsetzung der Beteiligung der 

Bundeswehr an der EU-Mission bis zum 31. Mai 2020. Für die Operation zum 

Schutz der internationalen Seewege und zur Verhinderung von Piraterie vor 

der somalischen Küste soll die Bundeswehr nun bis zu 400 Soldaten stellen 

können – dies stellt eine Reduzierung der bisherigen Höchstgrenze von 600 

Personen dar, die aufgrund des Erfolgs der Mission möglich wird. Seit die Mis-

sion im Jahr 2008 eingerichtet wurde, ist die Lage vor Ort deutlich sicherer ge-

worden, selbst wenn die Piraterie in Somalia noch nicht vollständig unter 

Kontrolle gebracht werden konnte. 

Bericht der Bundesregierung über die deutsche humanitäre Hilfe im 

Ausland 2014 bis 2017. Angesichts der Vielzahl bewaffneter Konflikte und 

Naturkatastrophen weltweit hat Deutschland seine Hilfsleistungen für die in-

ternationale Gemeinschaft deutlich verstärkt. So ist unser Land im Jahr 2017 

zum zweitgrößten bilateralen humanitären Geber herangewachsen – mit ei-

nem Soll-Ansatz von rund 1,2 Milliarden Euro. Auch in der Gestaltung und 

Weiterentwicklung des internationalen Systems zur Hilfe hat Deutschland 

mehr Verantwortung etwa auf dem Humanitären Weltgipfel im Jahr 2016 

übernommen. Die Entschließung des Bundestages würdigt auch das Engage-

ment der deutschen und internationalen Hilfsorganisationen und bestärkt die 

Bundesregierung in ihrer gewachsenen Rolle als nichtständiges Mitglied im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 

Gesetz zum Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zum Sozialschutz 

für Arbeitnehmer und Selbständige. Durch das Gesetz, das wir in zweiter 

und dritter Lesung beschließen, sollen die innerstaatlichen Voraussetzungen 

dafür geschaffen werden, dass der deutsche Vertreter im Ministerrat der EU 

dem Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zum Zugang zum Sozialschutz 

für Arbeitnehmer und Selbständige zustimmen darf. Hier geht es um Leistun-

gen bei Arbeitslosigkeit oder bei Krankheit, aber auch andere Zweige des Sozi-

alschutzes, sofern diese in den Mitgliedstaaten bestehen. Ausgenommen sind 
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hingegen die Gewährung eines Zugangs zu Sozialsystemen und Mindestein-

kommen. Die Empfehlung gilt für alle Arbeitnehmer und Selbstständige; es 

wird jedoch anerkannt, dass für Arbeitnehmer und Selbstständige unter-

schiedliche Regeln gelten können. Ein unmittelbarer Handlungsbedarf er-

wächst den Empfehlungen nicht, die Rechtsetzungskompetenz der Mitglied-

staaten bleibt unberührt.  

Gesetz zu dem Protokoll vom 11. Juni 2014 zum Übereinkommen Nr. 29 

der Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1930 über Zwangs- 

oder Pflichtarbeit. Ziel des Protokolls, dem wir mit zweiter und dritter Le-

sung zustimmen, ist es insbesondere, den Menschenhandel zum Zweck der 

Arbeitsausbeutung als eine wesentliche Form der Zwangsarbeit anzuerken-

nen. Das völkerrechtlich verbindliche Protokoll verpflichtet die Mitgliedstaa-

ten unter anderem zur Prävention und zu einer strafrechtlichen Verfolgung. 

Die deutschen Gesetze entsprechen bereits den Anforderungen des Protokolls. 

Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Ände-

rung energiesteuerrechtlicher Vorschriften. Wir gestalten mit dem Gesetz, 

das wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, die Steuerbefreiungen so 

aus, dass sie im europäischen Rechtsrahmen dauerhaft gewährt werden kön-

nen. Hierbei haben wir insbesondere die Stromerzeugungsanlagen im Blick, 

die Strom aus erneuerbaren Energien oder mittels hocheffizienter Kraftwär-

mekopplung erzeugen.    

Gesetz zur Einführung einer Karte für Unionsbürger und Angehörige des 

Europäischen Wirtschaftsraums mit Funktion zum elektronischen Iden-

titätsnachweis sowie zur Änderung des Personalausweisgesetzes. Mit 

dem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, ist beabsichtigt, auch 

bisher davon ausgeschlossenen Personen wie etwa in Deutschland lebenden 

EU-Bürgern oder im Ausland lebenden deutschen Staatsbürgern die Nutzung 

eines elektronischen Identitätsnachweises in deutschen E-Government-Ange-

boten zu ermöglichen. Diese Möglichkeit wird durch die Ausgabe eines elekt-

ronischen Identitätsnachweises geschaffen. 

Bericht zur Zwölften Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts-

verordnung. Angesichts der zielgerichteten Übernahmen deutscher Unter-

nehmen im Hochtechnologiebereich in der jüngsten Vergangenheit erweitert 

die von der Bundesregierung im Dezember 2018 im Kabinett beschlossene 

Verordnung die Prüfmöglichkeiten des Bundes bei Investitionen aus Nicht-

EU-Staaten. Die Prüfeintrittsschwelle bei zivilen sicherheitsrelevanten Unter-

nehmen, insbesondere bei kritischen Infrastrukturen und verteidigungsrele-

vanten Unternehmen, wird von 25%-Anteilserwerb auf 10% abgesenkt. Für den 

Erwerb sonstiger Unternehmen bleibt es bei der bisherigen 
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Prüfeintrittsschwelle von 25%. Medienunternehmen werden neu in die Liste 

der sicherheitsrelevanten Unternehmen aufgenommen, auf die die abge-

senkte Prüfeintrittsschwelle Anwendung findet.   

Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes und anderer Gesetze. Mit 

dem Gesetzentwurf setzen wir das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel um 

und beenden den Wahlrechtsausschluss von Menschen, die sich durch eine 

Vollbetreuung unterstützen lassen. Damit kommen wir auch den Anforderun-

gen des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2019 

nach. Zugleich werden die Grenzen zulässiger Assistenz bei der Ausübung des 

Wahlrechts bestimmt, damit sichergestellt ist, dass die Wahlentscheidung 

nicht durch eine andere Person getroffen wird. Diesem dient auch die Klarstel-

lung der Strafbarkeit der Wahlfälschung bei zulässiger Assistenz im Strafge-

setzbuch. Notwendige Folgeänderungen erfolgen in der Bundeswahlordnung, 

der Europawahlordnung und weiteren Gesetzen. Für die Europawahl im Mai 

2019 finden die Änderungen noch keine Anwendung, da das Wahlrecht regel-

mäßig nur in angemessenem zeitlichen Abstand zu einer Wahl geändert wer-

den soll, damit die Wahlrechtsbehörden genügend Zeit für die praktische Um-

setzung haben. 

III. Daten und Fakten 

Bild.de als Platzhirsch unter den Nachrichtenportalen. Eine aktuelle Sta-

tistik zeigt die Anzahl der Visits, das heißt der online und mobilen Besuche 

der Nachrichtenportale in Deutschland im März 2019. Das Nachrichtenportal 

Bild.de verzeichnete in diesem Zeitraum laut Informationsgemeinschaft zur 

Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e.V. (IVW) rund 482,22 Millio-

nen Visits und liegt damit klar vor der Konkurrenz. Auf dem zweiten Platz 

folgt mit rund 271,67 Millionen Visits Spiegel Online. Rang drei geht an die 

Nachrichten-App upday mit rund 213,34 Millionen Visits. Es folgen Focus On-

line (194 Millionen), n-tv.de (152 Millionen) und Die Welt (130 Millionen). 

(Quelle: Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträ-

gern e.V.; Statista) 

53% der Deutschen gemäß Body Mass Index (BMI) übergewichtig. Wie das 

Statistische Bundesamt anlässlich des Weltgesundheitstages am 7. April mit-

teilte, waren nach Ergebnissen des Mikrozensus im Jahr 2017 rund 53 % der 

Bevölkerung ab 18 Jahre gemäß der festgelegten Definition der Weltgesund-

heitsorganisation (WHO) übergewichtig. Der BMI wird errechnet, indem das 

Körpergewicht (in Kilogramm) durch das Quadrat der Körpergröße (in Metern) 

geteilt wird. Die WHO stuft Erwachsene mit einem BMI über 25 als überge-

wichtig ein. Mit einem Wert über 30 gelten Erwachsene als stark 
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übergewichtig (adipös). Der Anteil der adipösen Menschen betrug 2017 rund 

16 %. (Quelle: Statistisches Bundesamt, Weltgesundheitsorganisation) 

Europäisches Datum – Das Karfreitagsabkommen vom 10. April 1998. Vor 

21 Jahren unterzeichneten Repräsentanten der britischen und irischen Regie-

rungen sowie der Parteien in Nordirland das sogenannte „Good Friday Agree-

ment“, das Karfreitagsabkommen. Nach Jahrzehnten der Gewalt mit insge-

samt etwa 3500 Todesopfern beendete das Abkommen den nordirischen Bür-

gerkrieg zwischen protestantischen Unionisten und irischen Nationalisten. 

Neben dem Verzicht auf Gewalt und die Entwaffnung aller paramilitärischer 

Gruppen beider Seiten sah es eine Amnestie für die Kämpfer vor und legte die 

Bildung eines nordirischen Parlamentes sowie die Möglichkeit eines Referen-

dums zur Wiedervereinigung mit der Republik Irland fest. Durch das Brexit-

Votum rückte die Frage einer potenziell harten Grenze zwischen Irland und 

Nordirland wieder verstärkt in den Fokus. (Quelle: Süddeutsche Zeitung, 

Deutschlandfunk) 


